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Die US-Seite reagierte auf die chine­

sische Kritik mit dem Wunsch nach 

neuerlichen Gesprächen. Daher wird 

angenommen, dass die Chinareise ei­

ner aus Vertretern verschiedener Mi­

nisterien zusammengesetzten US-De- 

legation zum Zwecke von Gesprächen 

über Proliferation auch zu Unterre­

dungen in der Entschädigungsfrage im 

Zusammenhang mit der EP-3 genutzt 

wurden. Hauptthema der Gespräche 

Ende August in China war jedoch der 

von den USA behauptete Export von 

Raketenkomponenten nach Pakistan 

seitens der staatseigenen China Natio­

nal Machinery and Equipment Import 

and Export Corporation. In Washing­

ton wird in den von Beijing bestrit­

tenen Lieferungen ein Verstoß Chinas 

gegen die im November 2000 selbst 

eingegangene Verpflichtung interpre­

tiert, künftig keine raketenwaffentaug­

liche Technologie oder damit in Zu­

sammenhang stehende Komponenten 

mehr zu exportieren. Über die Ge­

spräche selbst wurde nichts bekannt. 

(SCMP, 10.8., 15.8.01; XNA, 12.8., 

16.8.01; FAZ, 13.8.01; HB, 13.8.01; 

IHT, 11.8.01; NZZ, 11.8., 13.8.01) -kg-

8 Protest gegen erneute UN-

Pläne Taiwans

Am 8. August machten sich zehn Staa­

ten, die diplomatische Beziehungen 

zur Republik China auf Taiwan un­

terhalten, für eine erneute Mitglied­

schaft Taiwans in der UNO stark. Sie 

beantragten die Aufnahme dieser Fra­

ge auf die Tagesordnung der 56. Sit­

zung der Vollversammlung der Verein­

ten Nationen. Begründet wurde dies 

mit dem Erfordernis einer „Untersu­

chung der außergewöhnlichen interna­

tionalen Lage der Republik China auf 

Taiwan sowie mit der Notwendigkeit, 

den 23 Mio. Einwohnern Taiwans das 

Recht auf uneingeschränkte Teilnah­

me an der Arbeit und den Aktivitä­

ten der Vereinten Nationen zu garan­

tieren“.

Die Reaktion der VR China entsprach 

den Erwartungen. Zhang Qiyue, Spre­

cherin des chinesischen Außenminis­

teriums, artikulierte die Verärgerung 

und den entschiedenen Widerstand 

der chinesischen Regierung im Hin­

blick auf diesen Vorstoß einer „sehr ge­

ringen Zahl von Staaten“. Der offizi­

elle Protest erfolgte in einem Schrei­

ben des chinesischen UNO-Gesandten 

Wang Yingfan an UN-Generalsekretär 

Kofi Annan. Zur Begründung führte 

China neben dem Vorwurf, ein sol­

cher Vorstoß zeuge von offener Miss­

achtung von Zweck und Prinzipien der 

UN-Charta, an, es handle sich um ei­

ne unhinnehmbare Einmischung in die 

inneren Angelegenheiten der Volksre­

publik China.

Die chinesische Regierung beruft sich 

in diesem Zusammenhang regelmäßig 

auf die vor 30 Jahren auf der 26. Sit­

zung der Vollversammlung der Verein­

ten Nationen angenommenen Resolu­

tion 2758, mit der der Alleinvertre­

tungsanspruch der Volksrepublik Chi­

na für ganz China Anerkennung fand. 

Zhang Qiyue erläuterte für das chi­

nesische Außenministerium, das Gene­

ralkomitee der Vollversammlung habe 

seit 1993 jeden derartigen Vorstoß für 

eine Wiederaufnahme Taiwans in die 

UNO als gegenstandslos bewertet und 

entsprechende Anträge nicht auf die 

Tagesordnung gesetzt. Der chinesische 

UNO-Botschafter Wang fühlte sich 

in seinem Protestschreiben interessan­

terweise genötigt zu erklären, China 

lehne derartige Vorstöße von UNO- 

Mitgliedsstaaten zwar grundsätzlich 

ab, habe jedoch niemals irgendwel­

che Schritte zum Nachteil von Staaten 

unternommen, die derartige Anträge 

an die Vollversammlung gestellt hät­

ten. (ZXS, 9.8.01, nach FBIS, 10.8.01; 

ZXS, 10.8.01, nach FBIS, 13.8.01; 

XNA, 10.8.01; CNAT, 13.8.01, nach 

BBC PF, 14.8.01) -kg-

Innenpolitik

9 Informelle Klausurtagung der

Parteiführung in Beidaihe —

Kontroversen um Jiang Ze- 

mins Rede zum 1. Juli

Ende Juli bis Mitte August traf die 

politische Führung zu einer informel­

len Klausurtagung in dem östlich von 

Beijing an der Küste der Provinz He­

bei gelegenen Badeort Beidaihe zu­

sammen. Wie in jedem Sommer wur­

den auch in diesem Jahr wichtige pro­

grammatische und personellen Fragen 

von den Spitzenvertretern aus Partei, 

Regierung und Armee sowie je nach 

inhaltlicher Befassung dazugezogenen 

Angehörigen regionaler, ministerieller 

und parteipolitischer Behörden - zum 

Teil mehrere hundert Personen - dis­

kutiert. Gewöhnlich werden die hier 

im inoffiziellen Rahmen getroffenen 

Entscheidungen und Absprachen auf 

der im Herbst anschließenden Plenar­

tagung des Zentralkomitees der KPCh 

offiziell bestätigt. Im Vergleich zu den 

Vorjahren waren sich die Medien in 

Hongkong und außerhalb Chinas, die 

mangels offizieller Presseberichte über 

die Tagung auf Insider-Informationen 

und Spekulationen angewiesen sind, 

bezüglich der in diesem Jahr diskutier­

ten Agenda weitgehend einig, wenn 

das Ausmaß der Kontroversen zu ein­

zelnen Themen auch sehr unterschied­

lich eingeschätzt wurde.

Beherrschendes Thema in Beidaihe 

war die Rede des Generalsekretärs 

der Partei Jiang Zemin zum achtzigs­

ten Jahrestag der Gründung der KP­

Ch am 1. Juli (vgl. C.a., 2001/7, Ü 

9). Auf der Grundlage seiner Theo­

rie der „Drei Repräsentationen“ („die 

KPCh repräsentiert die Entwicklungs­

bedürfnisse der fortschrittlichen Pro­

duktivkräfte, die Ausrichtung der fort­

schrittlichen Kultur und die funda­

mentalen Interessen der breiten Be­

völkerung Chinas“) hatte dieser da­

rin angekündigt, dass die Partei sich 

in Zukunft auch für Privatunterneh­

mer öffnen werde, eine ideologische In­

novation, die bereits im Vorfeld hef­

tige Kontroversen hervorgerufen hat­

te (zu den konkreten Inhalten vgl. die 

Analyse in C.a., 2001/7, S.739-746). 

Als vorläufiger Höhepunkt der Kritik 

aus Parteikreisen kursierte Ende Juli 

in der Beijinger Führung und im In­

ternet ein „10.000-Zeichen-Schreiben“ 

(wanyanshu), das von 15 hochran­

gigen Partei- und Armeemitgliedern 

im Ruhestand, darunter der linkskon­

servative Parteiveteran Deng Liqun, 

unterzeichnet war. In diesem offenen 

Brief wurde Jiang Zemin beschuldigt, 

mit seinem eigenmächtigen Vorstoß, 

der nicht durch einen entsprechen­

den Parteibeschluss abgesichert wor­

den sei, gegen die Parteidisziplin ver­

stoßen und zu einer ideologischen „Ver­

wirrung“ innerhalb der Partei geführt 

zu haben. Wie zahlreiche Berichte na­

he legen, wurden vor diesem Hinter­

grund in Beidaihe erhitzte Debatten 

darüber geführt, ob eine Aufnahme 

von Privatunternehmern in die Par­
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tei ideologisch zu rechtfertigen sei und 

inwiefern Jiang Zemins Theorie der 

„Drei Repräsentationen“ eine geeigne­

te Grundlage für eine solche Rechtfer­

tigung darstelle.

Entgegen der Schilderung einzelner 

Pressemeldungen sollte allerdings 

nicht davon ausgegangen werden, dass 

die Position Jiang Zemins gewisser­

maßen „auf Messers Schneide“ stünde. 

Zwar ist richtig, dass die geradezu 

epidemische Betonung der „Einheit“ 

in der Partei, wie sie von offizieller 

Seite verlautbart wird, auf ein signi­

fikantes Maß an Dissens über diese 

Frage hinweist. Jedoch erscheinen die 

Mechanismen der parteiinternen Ein­

heitsstiftung auch in diesem Fall als 

ausreichend funktionsfähig: Mit Ver­

weis auf das Interesse des Machter­

halts der KPCh angesichts der realen 

Herausforderungen wirtschaftlicher 

Öffnung und gesellschaftlicher Trans­

formation sowie mit Rückgriff auf den 

Propaganda- und Disziplinierungsap­

parat der Partei scheint es der Partei­

spitze unter Jiang Zemin weitgehend 

gelungen zu sein, Kritiker zu koop­

tieren. So ist Meldungen informierter 

Hongkonger Pressestellen durchaus 

Glauben zu schenken, die berichten, 

dass beschlossen wurde, das Konzept 

der „Drei Repräsentationen“ als zen­

tralen Bestandteil des theoretischen 

Kanons Jiang Zemins als den dritten 

„großen Staatsmann“ der VR China 

nach Mao Zedong und Deng Xiaoping 

aufzunehmen. Ferner soll vereinbart 

worden sein, die Öffnung der KPCh 

für Privatunternehmer durch eine ent­

sprechende Abänderung des Parteista­

tuts (voraussichtlich im Herbst 2002) 

und eventuell auch der Verfassung (ab 

dem Jahr 2003) formal abzusichern. 

Laut einer Hongkonger Quelle soll so­

gar erwogen worden sein, eine Klausel 

zur Unverletzlichkeit privaten Eigen­

tums in die Verfassung aufzunehmen, 

um das Vertrauen der Privatunter­

nehmer in die ordnungspolitischen 

Rahmenbedingungen der chinesischen 

Wirtschaft zu stärken und dem Trend 

zur Flucht privaten Kapitals Einhalt 

zu gebieten. Grundsätzlich ist zu er­

warten, dass der Aufnahme privater 

Unternehmer in die Partei nun keine 

substanziellen Hindernisse mehr im 

Wege stehen.

Ein zweites vordringliches Thema wa­

ren personelle Fragen. In Vorberei­

tung auf den XVI. Parteitag im Herbst 

2002 soll in Beidaihe anvisiert wor­

den sein, rund 55-60% der Mitglieder 

des Zentralkomitees und rund 45-50% 

der Mitglieder des Politbüros auszu­

wechseln. In beiden Gremien solle das 

Durchschnittsalter der Mitglieder wei­

ter herabgesetzt und ihre Zusammen­

setzung im Hinblick auf ihre regiona­

le Herkunft besser ausgeglichen wer­

den. Wie im Vorjahr fand auch dies­

mal die Diskussion um die konkre­

te Besetzung der höchsten politischen 

Ämter in Partei, Regierung und Mili­

tär noch zu keinem abschließenden Er­

gebnis. Einzelne Meldungen, wonach 

Jiang Zemin und Zhu Rongji gedrängt 

worden sein sollen, angesichts der be­

vorstehenden politischen Herausforde­

rungen doch noch über 2002/03 hin­

aus in ihren Ämtern als Generalsek­

retär der Partei und Staatspräsident 

bzw. als Ministerpräsident zu verblei­

ben, dürften eher rhetorische Routi­

neelemente des Generationenwechsels 

denn Ausdruck wirklicher Bestrebun­

gen sein.

Schließlich waren der bevorstehende 

Beitritt Chinas zur Welthandelsorga­

nisation mit seinen ökonomischen und 

sozialen Folgen sowie die konjunktu­

relle Lage des Landes zentrales Thema 

der Diskussion. In diesem Zusammen­

hang soll sich Ministerpräsident Zhu 

Rongji erneut persönlich dafür stark 

gemacht haben, nach wie vor beste­

hende Monopole im Branchen-, mi­

nisteriellen Verwaltungs-, Eigentums­

und im regionalen Bereich durch wei­

tere Strukturreformen zu zerschlagen. 

Nur so könne eine ausreichende Mobi­

lität und effiziente Allokation der Res­

sourcen sowie eine effektive Steigerung 

der gesellschaftlichen Nachfrage und 

der privaten Investitionen gewährleis­

tet werden; nur so könne auch ein wei­

teres Zurückhinken der ländlichen hin­

ter den städtischen Einkommen ver­

hindert werden. Im Zusammenhang 

mit dem WTO-Beitritt soll außerdem 

Jiang Zemin eindringlich vor den Ge­

fahren des Korruptionsproblems ge­

warnt haben, das angesichts der be­

schleunigten außenwirtschaftlichen Li­

beralisierung und der gesellschaftli­

chen Pluralisierung noch weiter um 

sich greifen und damit ein Ausmaß 

erreichen könnte, welches die Partei 

letztendlich in ihrem Bestand gefähr­

den könnte, falls man hier nicht zu ei­

ner grundsätzlichen Lösung käme.

Jüngsten Informationen zu Folge ist 

der Termin für die 6. Plenartagung des 

XI. Zentralkomitees, auf der die letz­

ten offiziellen personellen und partei­

politischen Grundsatzentscheidungen 

vor dem XI. Parteitag im Herbst 2002 

zu erwarten sind, auf die letzte Sep­

temberwoche 2001 gelegt worden. (JB, 

01/9, S.18-20, 24-25; GJJ, 01/8, S.16; 

ZM, 01/9, S.11-12; DX, 01/8, S.6-8; 

SCMP, 30.7., 23., 29.8.01; Ming Pao, 

22., 23.8.01, nach FBIS, 22., 23.8.01; 

IHT, 4.8.01; HB, 10.8.01; FT, 16.8.01; 

AWSJ, 29.8.01) -hol-

10 Reform des Haushaltsregis­

trierungssystems in ländli­

chen Regionen

Nach offiziellen Meldungen des Minis­

teriums für Öffentliche Sicherheit und 

der Staatlichen Kommission für Ent­

wicklungsplanung steht eine landes­

weite Reform des Haushaltsregistrie­

rungssystems bevor. Ab Oktober die­

ses Jahres soll es bislang ländlichen 

Haushalten, die im Rahmen des bis­

herigen Systems ihren Wohnsitz nicht 

oder nur unter sehr erschwerten Be­

dingungen wechseln konnten, mög­

lich werden, einen ständigen Wohn­

sitz in Kreisstädten (xian) und ländli­

chen Kleinstädten (zheri) zu beantra­

gen. Voraussetzung dafür wird sein, 

dass sie einen legalen Wohnsitz in 

der betreffenden Stadt sowie eine sta­

bile Einkommensbasis durch nicht­

landwirtschaftlichen Erwerb nachwei­

sen können.

Die Flexibilisierung der Registrie­

rung ländlicher Haushalte stellt ei­

ne tief greifende Reform des im Jahr 

1958 eingeführten Systems der Haus­

haltsregistrierung dar, welches streng 

zwischen ländlichen und städtischen 

Haushalten unterschied. Indem der 

Bezug aller Arten sozialer Leistungen 

an den festen Wohnsitz gebunden wur­

de, konnten der städtischen Bevölke­

rung zahlreiche soziale Privilegien im 

Bereich des Wohnungswesens, der me­

dizinischen Versorgung, des Bildungs­

systems und der Beschäftigung gesi­

chert werden. Für bäuerliche Bevölke­

rungsteile war es weitgehend unmög­

lich, ihren Wohnort zu verlegen und 

in den Genuss der städtischen Pri­

vilegien zu kommen. Zwar sind die 

an den städtischen Wohnsitz gebunde­

nen Sozialleistungen in den vergange­
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nen Jahren reduziert worden; bis heu­

te aber müssen migrierende ländliche 

Arbeitskräfte bei ihrem Zuzug in die 

Städte, wo ihnen bislang kein ständi­

ges Wohnrecht zustand, für die Kos­

ten der Schulbildung ihrer Kinder in 

der Regel selbst aufkommen. Unter 

diesen Bedingungen ist ein Schwarz­

markt entstanden, auf dem städtische 

Wohnsitzlizenzen angeblich für bis zu 

100.000 RMB gehandelt werden. Mit 

der bevorstehenden Reform des Sys­

tems, mit der in einigen Regionen be­

reits seit letztem Jahr experimentiert 

worden ist (vgl. C.a., 2000/8, Ü 12), 

sollen diese administrativen Verzer­

rungen teilweise aufgehoben werden.

Mit der angekündigten Reform rea­

giert die staatliche Führung auf die 

Erfordernisse der wirtschaftlichen Li­

beralisierung, die seit den 1980er Jah­

ren ein wachsendes Heer migrieren­

der ländlicher Arbeitskräfte hat ent­

stehen lassen und die im Zuge des Bei­

tritts Chinas zur Welthandelsorgani­

sation noch beschleunigt werden wird. 

Nach offiziellen statistischen Angaben 

übertrifft die Zahl der überschüssi­

gen Arbeitskräfte auf dem Lande, die 

in die Städte drängen, die 150-Mil- 

lionen-Marke. Um diesen Druck auf­

zufangen, aber auch, um eine aus­

reichende Mobilität der Arbeitskräf­

te für die weitere Entwicklung städ­

tischer Industrie- und Dienstleistungs­

sektoren zu gewährleisten, erweist sich 

die Aufhebung bestehender adminis­

trativer Barrieren als unausweichlich. 

Allerdings zielt die bevorstehende Re­

form des Haushaltsregistrierungssys­

tems keineswegs auf einen wahllo­

sen Zuzug ländlicher Migranten in 

die großen städtischen Ballungszen­

tren ab. Vielmehr strebt man ge­

wissermaßen im Sinne einer „abge- 

federten/abgestuften Urbanisierungs­

strategie“ danach, die überschüssigen 

ländlichen Arbeitskräfte in kleinere 

Städte innerhalb ländlicher Regionen 

zu kanalisieren. In den attraktiver­

en Großstädten werden dagegen rela­

tiv hohe Zuzugsbarrieren aufrechter­

halten. So ist ein ständiges Wohnrecht 

für Auswärtige in Shanghai, Shenzhen 

und Zhuhai etwa an den Erwerb ge­

werblicher Grundstücke, in Beijing et­

wa an den Nachweis höherwertiger 

beruflicher Fachqualifikationen gebun­

den.

Im Rahmen der angekündigten Re­

form sollen in den kommenden fünf

Jahren landesweit rund 7-8 Mio. über­

schüssige ländliche Arbeitskräfte jähr­

lich das ständige Wohnrecht in Kreis- 

und ländlichen Kleinstädten erhalten. 

(RMRB, 29.8.01; XNA, 28.8., 4.9.01; 

FAZ, 27.8.01; FT, 30.8.01) -hol-

11 Legislativer Vorstoß zur Än­

derung des Gewerkschafts­

gesetzes

Auf seiner 23. Sitzung, die Ende Au­

gust stattfand, befasste sich der Stän­

dige Ausschuss des Nationalen Volks­

kongresses (NVK) unter anderem mit 

einem Entwurf zur Änderung des Ge­

werkschaftsgesetzes. Das im Jahr 1950 

erlassene Gesetz war zuletzt im Jahr 

1992 revidiert worden. Der jüngste 

Änderungsentwurf, der vom Rechts­

ausschuss des NVK und dem Allchi­

nesischen Gewerkschaftsbund gemein­

sam erarbeitet worden ist, zielt in ers­

ter Linie auf einen verbesserten Schutz 

der Arbeitnehmerinteressen in nicht­

staatlichen Unternehmen ab.

Konkret sieht der Entwurf vor, dass 

Unternehmen und anderweitige Be­

triebe mit 25 oder mehr Beschäftigten 

in Zukunft verpflichtet werden sollen, 

eine Gewerkschaft einzurichten. Un­

ternehmen und Betrieben mit weniger 

als 25 Beschäftigten soll es freigestellt 

werden, eine eigene Gewerkschaft ein­

zurichten oder sich mit einem ande­

ren Unternehmen zur Gründung ei­

ner Gewerkschaft zusammenzuschlie­

ßen. Die Gewerkschaften sollen er­

mächtigt und ermuntert werden, im 

Fall von Vernachlässigungen der Ar­

beitssicherheit, mangelhaften Arbeits­

bedingungen, übermäßiger Arbeitsbe­

lastung oder anderen schwerwiegen­

den Beeinträchtigungen der Arbeit­

nehmerrechte bei den Arbeitgebern 

vorstellig zu werden. Wenn auf diesem 

Weg keine Abhilfe geschaffen wird, 

sind sie aufgefordert, sich direkt an die 

zuständigen Regierungen auf Kreis­

ebene oder darüber zu wenden. Um 

die Gewerkschaftsvertreter gegenüber 

den Arbeitgebern zu schützen, sollen 

sie für die Zeit ihrer gewerkschaftli­

chen Tätigkeit unkündbar sein. Ar­

beitgeber sollen verpflichtet werden, 

zwei Prozent der gesamten Gehalts­

summe der Beschäftigten für die Ge­

werkschaftsarbeit zur Verfügung zu 

stellen; bei Nichtzahlung kann der ent­

sprechende Betrag gerichtlich einge­

klagt werden. Bei Verstößen gegen 

das Gesetz sollen verwaltungs- und 

strafrechtliche Sanktionen zum Ein­

satz kommen.

Adressaten der geplanten Gesetzesän­

derung sind vor allem Privatunterneh­

men, faktisch privat geführte ländli­

che Kollektivunternehmen und kleine­

re Aktienunternehmen, kleinere Un­

ternehmen mit ausländischer Kapital­

beteiligung etc., in denen sich in den 

letzten Jahren Verstöße gegen die Si­

cherheit und Rechte der Beschäftig­

ten, teilweise wohl im Anklang an Me­

thoden des Manchesterkapitalismus, 

gehäuft haben. Im Unterschied zu den 

seit den 1950er Jahren bestehenden 

„Gewerkschaften“ in Staatsunterneh­

men, die nur formal zur Vertretung 

der Arbeitnehmerinteressen eingesetzt 

sind, faktisch aber in erster Linie als 

korporatistische Organe zur Kontrol­

le der Arbeiter fungieren (vgl. C.a., 

2001/4, Ü 11), scheint der jüngste 

Gesetzesentwurf tatsächlich auf einen 

effektiven Schutz der Arbeitnehmer­

rechte in privat geführten Betrieben 

abzuzielen, über die der Staat bis­

lang keine direkte Kontrolle hat. Vor 

dem Hintergrund der jüngsten Be­

mühungen der KPCh, ihre Präsenz 

auch im privaten Unternehmenssek­

tor zu erhöhen (vgl. C.a., 2001/7, 

S.739-746), kann der legislative Vor­

stoß zur Gründung von Gewerkschaf­

ten in nichtstaatlichen Unternehmen 

zugleich auch als ein Versuch gewer­

tet werden, die staatliche Kontrolle 

über diesen rapide wachsenden Sek­

tor zumindest auf indirekte Weise 

zu stärken. (RMRB, 29.8.01; XNA, 

23., 28.8.01; Beijing Zhongguo Xinwen 

She, 27.8.01, nach FBIS, 27.8.01) -hol- 

12 Langjährige Haftstrafen für

Falungong-Anhänger

Im Verlauf des Augusts sind insge­

samt fast fünfzig Falungong-Anhänger 

von Beijinger Gerichten zu langjähri­

gen Haftstrafen verurteilt worden.

Am 17. August wurden Urteile ge­

gen vier Personen verkündet, die die 

Selbstverbrennungsversuche von fünf 

mutmaßlichen Mitgliedern der Bewe­

gung am 23. Januar dieses Jahres auf 

dem Tiananmen-Platz in Beijing in­

itiiert und unterstützt haben sollen. 

Die Selbstverbrennungen, die in zwei 

Fällen zum Tod geführt haben sollen, 
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markierten einen starken Einschnitt 

in der öffentlichen Einschätzung der 

Falungong-Bewegung, wenn auch von 

Seiten der internationalen Falungong- 

Organisation bis heute Zweifel an der 

Wahrhaftigkeit der Berichterstattung 

über die Selbstverbrennungen erhoben 

werden.

Nach Angaben des Gerichts wur­

den der 57-jährige Liu Yunfang und 

der 50-jährige Wang Jindong aus der 

Provinz Henan zu lebenslanger bzw. 

15-jähriger Freiheitsstrafe verurteilt, 

weil sie unter Falungong-Anhängern 

propagiert hätten, dass man „durch 

Selbstverbrennung das Nirvana errei­

chen“ könne; entsprechende Pamphle­

te und anderes gedrucktes Material sei 

sichergestellt worden. Wang soll sich 

selbst an dem Selbstverbrennungs­

versuch beteiligt und dabei schwere 

Verbrennungen davongetragen haben. 

Gegen den 49-jährigen Xue Hongjun 

wurde eine zehnjährige Haftstrafe ver­

hängt, weil dieser die Reise einer fünf­

köpfigen Gruppe aus der Provinz He­

nan nach Beijing mit dem Ziel der 

Selbstverbrennung organisiert haben 

soll, an der er selbst allerdings nicht 

teilnahm. Die 34-jährige Liu Xiuqin 

aus Beijing wurde mit einer sieben­

jährigen Haftstrafe belegt, weil sie 

der Henaner Gruppe Unterschlupf ge­

währt und sich an der Vorbereitung 

und Durchführung der Selbstverbren­

nungsaktion beteiligt haben soll. Die 

Handlungen der vier Personen wurden 

von dem Gericht als Akte vorsätzli­

cher Tötung mit internationalem Hin­

tergrund bewertet. Eine fünfte Ange­

klagte wurde von einer Haftstrafe ver­

schont, weil sie bei der Aktion nur ei­

ne zweitrangige Rolle gespielt und sich 

gegenüber dem Gericht kooperations­

bereit gezeigt habe.

Ebenfalls Mitte August wurden 45 

weitere Falungong-Anhänger zu teil­

weise langjährigen Haftstrafen verur­

teilt, ohne dass Details der Urteilsbe­

gründungen bekannt wurden. Ledig­

lich im Fall zweier Verurteilter mit 

den längsten Freiheitsstrafen, nämlich 

von 13 und 12 Jahren, wurde der 

Grund damit angegeben, dass die bei­

den Publikationen und Fahnen der 

Falungong-Bewegung gedruckt und in 

Umlauf gebracht sowie Treffen von Fa- 

lungong-Anhängern in Beijing organi­

siert haben sollen.

Bei den Urteilen griffen die Gerich­

te offenbar auf eine neue juristische 

Handhabe zur strafrechtlichen Verfol­

gung von Mitgliedern mutmaßlicher 

„Kulte“ zurück, die erst im Juni die­

ses Jahres in Gestalt einer erwei­

terten Auslegung des Strafgesetzbu­

ches geschaffen worden war (vgl. C.a., 

2001/6, Ü 14). Darin war unter an­

derem erklärt worden, dass die Her­

stellung und Verbreitung von Werbe- 

und Propagandamaterial von „Kulten“ 

sowie die Organisation, Anstiftung zu 

oder anderweitige Unterstützung von 

Selbstmord oder anderen Akten der 

Selbst Verletzung im Namen von „Kul­

ten“ mit langjährigen Haftstrafen bis 

hin zur Todesstrafe zu ahnden seien. 

(XNA, 18.8.01; Xinhua, 17.8.01, nach 

BBC PF, 17.8.01; SCMP, 22.8.01; 

IHT, 18., 20.8.01; FT, 20.8.01; FAZ, 

20.8.01) -hol-

13 Polizeiaktion gegen eine 

Gruppe flüchtiger Muslime 

in Xinjiang

Nach Angaben der staatlichen chinesi­

schen Presse unternahmen rund fünf­

zig Polizeikräfte am 7. August einen 

Versuch, eine Gruppe flüchtiger Mus­

lime, die sich in der Ortschaft Wuzun 

im Kreis Küche in der Autonomen Re­

gion Xinjiang versteckt gehalten hat­

ten, festzusetzen.

Bei der Operation wurde ein Poli­

zist durch eine Handgranate getötet. 

Während eines Schusswechsels sollen 

der Anführer der Gruppe, ein gewisser 

Abudusalim Koraban, sowie zwei wei­

tere Mitglieder der Gruppe ums Leben 

gekommen sein. Dreizehn andere Mit­

glieder wurden von der Polizei verhaf­

tet.

Nach polizeilichen Angaben wird die 

von Koraban angeführte Gruppe „ge­

walttätiger Verbrechen“ verdächtigt. 

Aus dem Bericht geht allerdings nicht 

hervor, ob politische Unabhängigkeits­

bestrebungen muslimischer Extremis­

ten im Hintergrund stehen.

Aus den spärlichen offiziellen Berich­

ten über Xinjiang ist das Ausmaß 

extremistischer Aktivitäten nur sehr 

schwer zu ermessen. Einsätze der Po­

lizei und der Sicherheitskräfte wie der 

hier geschilderte scheinen jedoch rela­

tiv häufig zu sein. Im Mai dieses Jah­

res etwa wurde im Zusammenhang mit 

der landesweit durchgeführten Kam­

pagne zur Kriminalitätsbekämpfung 

(vgl. C.a., 2001/5, Ü 14) von staat­

lichen Medien gemeldet, dass 24 Per­

sonen wegen „Landesspaltung, Mord 

oder Raub“ zum Tode bzw. zu lebens­

langer Haft verurteilt worden seien; 

Details zum Vorwurf der „Landesspal­

tung“ wurden dabei nicht benannt.

Jüngere offizielle Berichte über die all­

gemeine gesellschaftliche Lage in Xin­

jiang vermitteln allerdings den Ein­

druck, dass die Besorgnis der staat­

lichen chinesischen Führung bezüg­

lich extremistischer Bewegungen in 

der Autonomen Region wächst. So äu­

ßerte sich Wang Lequan, der Han-chi- 

nesische Parteisekretär von Xinjiang, 

Anfang August in einem Interview mit 

einem französischen Korrespondenten 

dahingehend, dass in Xinjiang „un­

ter dem Einfluss internationaler Kräf­

te Separatisten aus ethnischen Min­

derheiten und religiöse Radikale zu 

politisch motivierten Aktivitäten in­

nerhalb unserer Grenzen angestiftet 

und ermuntert werden und eine ein­

deutig negative Wirkung auf die ge­

sellschaftliche und politische Stabili­

tät Xinjiangs entfalten“. Die soziale 

Lage, so beruhigte Wang im Weite­

ren, sei aber „noch“ stabil. Von Abu- 

lahat Abdurixit, dem Regierungschef 

der Autonomen Region Xinjiang, war 

auf einer Pressekonferenz Anfang Sep­

tember zu vernehmen, dass „nationa­

le Separatisten und religiöse Extre­

misten zwar unablässig versuchten, ih­

re destruktiven Aktivitäten zu ent­

falten, die Stabilität Xinjiangs da­

durch aber keineswegs gefährdet“ sei. 

Xinjiang sei „durchaus keine Region, 

in der Gewalt und terroristische An­

schläge sehr häufig“ in Erscheinung 

träten. (Hong Kong AFP, 14.8.01, 

nach FBIS, 14.8.01; Xinjiang People’s 

Broadcasting Station, 30.5.01, nach 

BBC PF, 30.5.01; Beijing Zhongguo 

Xinwen She, 1.8.01, nach BBC PF, 

10.8.01; Ta Kung Pao, 2.9.01, nach 

BBC PF, 2.9.01) -hol-

14 Offizielles Bekenntnis zu 

freier Medienberichterstat­

tung — Folgen eines ver­

tuschten Bergwerkunglücks

Die Aufdeckung eines schweren Berg­

werkunglücks in Südchina, das über 

mehrere Wochen vertuscht worden 

war, hat den Anstoß für ein Bekennt­
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nis der zentralen Führung zur positi­

ven Bedeutung einer freien Medienbe­

richterstattung gegeben.

Im Kreis Nandan in der südchine­

sischen Autonomen Region Guangxi 

waren bei einem Wassereinbruch in ei­

nem Zinnbergwerk rund 80 Bergarbei­

ter ums Leben gekommen. Der Un­

fall, der auf mangelnde Sicherheitsvor­

kehrungen zurückzuführen war, wurde 

von dem Bergwerksbetreiber und den 

lokalen Behörden zunächst vollständig 

vertuscht. Noch nachdem eine Shang­

haier Zeitung, deren Korresponden­

ten trotz massiver Behinderungen und 

tätlicher Bedrohungen vor Ort recher­

chiert hatten, im Internet Ende Juli 

über den Unfall berichtete, hielten die 

lokalen Behörden in einem Bericht an 

die für Fragen der Produktions- und 

Arbeitssicherheit zuständige Behörde 

in Beijing eine Version aufrecht, wo­

nach der Unfall keine Menschenleben 

gekostet habe. Erst am 31. Juli berich­

tete die offizielle Volkszeitung von dem 

tatsächlichen Ausmaß des Unglücks 

und kritisierte die Vertuschungsakti­

on.

Die zentralen Medien- und Propagan­

dabehörden, die sich vor dem Hin­

tergrund einer Häufung schwerer Un­

glücke und Arbeitsunfälle in den letz­

ten Monaten und Wochen (vgl. C.a., 

2001/7, Ü 25) offenbar unter Hand­

lungsdruck sahen, sandten daraufhin 

ein Untersuchungsteam nach Nan­

dan, das dem Ereignis und vor al­

lem den Vertuschungsmanövern nach­

gehen sollte. Auch die Vertreter die­

ses Teams wurden vor Ort in ihrer 

Recherchearbeit in vielfacher Weise 

behindert und bedroht. Dennoch er­

gaben die Untersuchungen, dass der 

Bergwerksbetreiber, ein lokaler Mag­

nat, der über knapp zwanzig Mi­

nen und Fabriken, eine private Eisen­

bahn sowie großflächige Waldgrund­

stücke verfügte, das Stillschweigen der 

Angehörigen der Todesopfer durch 

Schadensgelder erkauft und kriminelle 

Banden angeheuert hatte, die journa­

listische Recherchen verhindern soll­

ten. Darin wurde er von Vertretern der 

Lokalregierung des Kreises Nandan 

unterstützt, die selbst ein substan­

zielles Eigeninteresse an dem Berg­

werkskonglomerat besitzt, an dem 

sie finanziell selbst beteiligt ist und 

das für einen beträchtlichen Teil der 

örtlichen Steuereinnahmen aufkommt. 

Bergwerksbetreiber und mehrere Re­

gierungsfunktionäre sind inzwischen 

verhaftet worden.

Derartige Kollusionen und korrup­

te Netzwerke zwischen Unternehmern 

und Regierungsbehörden auf lokaler 

Ebene scheinen in vielen Regionen 

Chinas keine Ausnahme zu sein. Ei­

ne bemerkenswerte Ausnahme stellte 

allerdings die Tatsache dar, dass die­

ser Fall einen Anstoß für die zentra­

le Führung gegeben hat, sich offiziell 

zu dem positiven Wert und der ho­

hen gesellschaftlichen Bedeutung ei­

ner freien Medienberichterstattung zu 

bekennen. So wurde im August in 

Artikeln der offiziellen Presse Kritik 

an einer verbreiteten Position geübt, 

die eine Einschränkung der Pressefrei­

heit befürworte. Diese Position werde 

heutzutage in erster Linie von loka­

len Regierungsvertretern aufrechter­

halten, die damit eine Offenlegung von 

Missständen in ihrem Zuständigkeits­

bereich verhindern wollten. Die vor­

geschobene Argumentation sei falsch, 

wonach eine Aufdeckung „negativer“ 

Ereignisse durch die Medien die ge­

sellschaftliche Stabilität beeinträchti­

gen und das Prestige von Partei und 

Regierung mindern würde. Vielmehr 

habe sich eine „rationalere Sichtwei­

se“ etabliert: Danach sei es von großer 

Bedeutung, dass eine „Ordnung“ be­

stehe, in der die Medien ungehindert 

recherchieren und unparteiisch berich­

ten könnten und in der die Bevölke­

rung in allen Landesteilen über negati­

ve Vorkommnisse wahrheitsgetreu in­

formiert werde. Nur so werde die Öf­

fentlichkeit in die Lage versetzt, über 

die Situation des Landes zu reflektie­

ren und dazu beizutragen, bestehen­

de Probleme und negative Phänomene 

in angemessener Weise zu beheben (so 

etwa RMRB Website, 27.8.01).

Dieses vorbehaltlose Plädoyer für 

Pressefreiheit erscheint im offiziellen 

chinesischen Kontext tatsächlich neu, 

da hier bislang üblicherweise abge­

wogen wurde zwischen dem positiven 

Aspekt einer Kontrolle gesellschaftli­

cher Probleme durch die öffentliche 

Meinung einerseits und dem negati­

ven Aspekt einer Beeinträchtigung der 

sozialen Stabilität im Fall einer Häu­

fung ,negativer“ Nachrichten anderer­

seits. Die Folge dieser Haltung des of­

fiziellen Propagandaapparats war bis­

her eine Medienberichterstattung, die 

Missstände und Katastrophen durch­

aus dokumentierte, aber nur in dem

Maß und in der Interpretation, die 

vom zentralen Propagandaapparat li­

zensiert worden war. Überschritt ein 

Journalist oder Presseverlag den ge­

steckten Rahmen, musste er mit zum 

Teil harten Sanktionen rechnen, so 

zuletzt etwa in verschiedenen Fällen 

der Aufdeckung von Korruptionsfällen 

und anderen Missständen (vgl. C.a., 

2001/6, Ü 17).

Im Hintergrund des jüngsten Wandels 

der offiziellen Position zur Pressefrei­

heit lässt sich eine Rede Jiang Ze- 

mins vor Vertretern der Propaganda­

abteilung des ZK der Partei zu An­

fang dieses Jahres vermuten, in der 

dieser gefordert hatte, dass die chi­

nesischen Medien ihre „Steifheit“ und 

ihren „Dogmatismus“ ablegen sollten. 

Angesichts der zunehmenden Inter­

nationalisierung der öffentlichen Mei­

nung in China, die durch den be­

vorstehenden Beitritt des Landes zur 

Welthandelsorganisation oder den Zu­

schlag Beijings für die Austragung 

der Olympischen Spiele 2008 noch be­

schleunigt wird, scheint man sich der 

Mängel einer beschränkten Pressefrei­

heit zunehmend bewusst zu werden, ja 

teilweise sogar als peinlich zu empfin­

den.

Allerdings ist durchaus fraglich, ob 

das jüngste Plädoyer für eine freie Me­

dienberichterstattung sich im Sinne 

eines umfassenden Wandels der Me­

dienkultur umsetzen ließe. Die wei­

terhin bestehenden politischen Macht­

strukturen, die Vertretern parteistaat­

licher Organe nach wie vor privilegier­

te Stellungen im wirtschaftlichen Le­

ben sichern, ebenso wie die enormen 

Herausforderungen der gesellschaftli­

chen Transformation, die die staatli­

che Führung zu bewältigen hat, spre­

chen gegen eine breite Akzeptanz ei­

ner freien Presse. (JB, 01/9, S.26/27; 

RMRB, 31.7.01; RMRB Website, 

27.8.01; AWSJ, 4.8.01; Ming Pao, 

10.8.01, nach FBIS, 10.8.01; SCMP, 

13.8.01; NZZ, 3.9.01) -hol-

15 Hinrichtung eines Hainaner 

Parteifunktionärs wegen 

Korruption

Am 13. August wurde Qi Huogui, frü­

herer Parteisekretär der Stadt Dong­

fang, stellvertretender Direktor der 

Justizbehörde der Provinz Hainan und 

Direktor der Jusitzverwaltungsbehör- 
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de der Provinz, wegen Korruption hin­

gerichtet.

Wie die offizielle Presse berichtete, 

hatte Qi gemeinsam mit seiner Frau 

in vierzig nachgewiesenen Fällen für 

Beförderungen und Zuschläge ausge­

schriebener öffentlicher Projekte Be­

stechungsgelder in Höhe von insge­

samt knapp 1,9 Mio. RMB Yuan ent­

gegengenommen. Nicht erklären konn­

te er ferner die Herkunft weiterer Mil­

lionenbeträge in RMB, kleinerer Be­

träge in HKD und US$ sowie zahlrei­

cher Schmuckstücke.

Qi Hougui hatte gegen ein Urteil ei­

nes erstinstanzlichen Gerichts auf Hai­

nan vom Herbst 1998, als gegen ihn 

bereits die Todesstrafe und gegen sei­

ne Frau eine 16-jährige Haftstrafe ver­

hängt worden waren, Berufung ein­

gelegt. Der Volksgerichtshof der Pro­

vinz Hainan und der Oberste Volksge­

richtshof bestätigten jedoch das Urteil 

mit der Begründung, dass es sich hier 

um einen besonders schwerwiegenden 

Fall von Korruption handle. (Zhong- 

guo Tongxuan She, 13.8.01, nach BBC 

PF, 13.8.01; NZZ, 15.8.01) -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

16 Entschlüsselung des mensch­

lichen Chromosoms Nr. 3 

abgeschlossen

Im August 2001 gaben chinesische 

Wissenschaftler bekannt, dass sie die 

Gensequenz des menschlichen Chro­

mosoms Nr. 3 vollständig abgeschlos­

sen haben. Die Aufgabe war Teil des 

Human Genome Project, an dem Chi­

na neben den USA, Britannien, Frank­

reich, Deutschland und Japan betei­

ligt ist. Das Projekt zur Entschlüs­

selung des menschlichen Genoms war 

1990 in Angriff genommen worden. 

China stieß allerdings erst 1999 hin­

zu und hatte an der Gesamtaufga­

be auch nur einen Anteil von einem 

Prozent. Im Juni 2000 war die Fer­

tigstellung der genetischen Landkar­

te des menschlichen Genoms verkün­

det worden, doch war die Arbeit noch 

nicht mit letzter Genauigkeit zu En­

de geführt worden. Betrug der Ge­

nauigkeitsgrad seinerzeit nur 90 Pro­

zent, so hat China für seinen Teil jetzt 

einen Genauigkeitsgrad von 99,99 Pro­

zent erreicht. Wie es hieß, haben die 

chinesischen Wissenschaftler die Gen­

sequenzierung für ihr Gebiet zwölf­

mal wiederholt. Von chinesischer Sei­

te wurde vor allem der Aspekt der in­

ternationalen Wissenschaftskooperati­

on betont. Zudem ist man stolz, als 

einziges Entwicklungsland an diesem 

Projekt mitzuwirken. Jetzt will man 

sich an die genetische Entzifferung von 

Reis und vom Schwein machen; bei­

des ist für die Ernährung der chinesi­

schen Bevölkerung von großer Bedeu­

tung. (XNA, 3., 27., 29.8.01; vgl. C.a., 

2000/7, Ü 17 u. 2001/3, Ü 18) -st-

17 Werben um chinesische Aka­

demiker im Ausland

Das Problem chinesischer Akademi­

ker, die im Ausland studiert haben 

und nach dem Studium zum großen 

Teil im Ausland bleiben, beschäftigt 

die chinesische Regierung nach wie 

vor. Die Regierung steht vor einem 

gewissen Dilemma. Einerseits verfolgt 

sie die Politik, in Ergänzung zu den 

eigenen Ausbildungskapazitäten Stu­

denten ins Ausland zu schicken, um 

sie dort ausbilden zu lassen, vor al­

lem in Fächern, in denen China vom 

Ausland lernen kann. Auf diese Weise 

soll der steigende Bedarf an Akademi­

kern bestimmter Fachrichtungen be­

friedigt werden. Andererseits begüns­

tigt das Auslandsstudium den Brain­

drain, denn viele der im Ausland Stu­

dierenden kehren nicht nach China 

zurück. Deshalb wurden schon weni­

ge Jahre nach Wiederaufnahme des 

Auslandsstudiums vor rund zwanzig 

Jahren hauptsächlich ältere Studen­

ten, also Postgraduierte oder ferti­

ge Wissenschaftler, zwecks Weiterbil­

dung ins Ausland geschickt. Im Jahre 

1996 wurden dann neue Bestimmun­

gen über Auslandsstudien eingeführt, 

nach denen die im Ausland Studieren­

den in China eine Kaution hinterle­

gen und sich vertraglich zur Rückkehr 

verpflichten müssen (vgl. C.a., 1996/1, 

Ü 16 u. 1997/8, Ü 9). Seitdem ist 

die Rückkehrerquote deutlich gestie­

gen, aber immer noch kehrt nur et­

wa ein Drittel der Auslandsstudenten 

zurück. Möglicherweise ist neben den 

besseren Lebensumständen im Aus­

land gerade die Tatsache, dass der

Staat bei nicht fristgemäßer Rückkehr 

Sanktionen ergreift, für viele im Aus­

land Studierende Anlass, im Ausland 

zu bleiben. Derzeit sollen nach offizi­

ellen Angaben gut 250.000 Jungaka­

demiker in anderen Ländern studieren 

oder dort arbeiten, während bislang 

nur 130.000 zurückgekehrt sind.

Jetzt scheint die chinesische Regie­

rung ihre Haltung gegenüber Aus­

landsstudierenden zu ändern. Begeg­

nete sie den Auslandsstudenten bis­

her mit Misstrauen und behandelte 

sie diese nicht entsprechend ihren Fä­

higkeiten, sondern ggf. mit Sanktio­

nen, so verfolgt sie nun eine Politik 

des Werbens um die im Ausland stu­

dierenden oder beschäftigten Akade­

miker. Offensichtlich hat der Staat er­

kannt, dass die Auslandsstudenten mit 

ihrem wissenschaftlichen und fachli­

chen Potenzial nicht mit Zwangsmaß­

nahmen zur Rückkehr zu bewegen 

sind. Vielmehr verfolgt er neuerdings 

eine weichere Linie, wie sie sich in 

einer „Meinungsäußerung“ widerspie­

gelt, die fünf Ministerien, nämlich die­

jenigen für Personalwesen, Bildung, 

Wissenschaft und Technik, öffentliche 

Sicherheit und Finanzen, gemeinsam 

verkündet haben. Eine „Meinungsäu­

ßerung“ dieser Art hat autoritativen 

Charakter und stellt gleichsam eine 

Handlungsanweisung für die Behörden 

aller Verwaltungsebenen dar. Mit die­

ser „Meinungsäußerung“ werden zum 

ersten Mal bessere Bedingungen für 

die Auslandsstudenten geschaffen, da­

mit diese zeitweise nach China zurück­

kommen und auf verschiedene Weise 

ihre Fähigkeiten in den Dienst der chi­

nesischen Gesellschaft stellen können.

Im Einzelnen sind folgende Vergünsti­

gungen vorgesehen:

Chinesischen Akademikern im Aus­

land wird die freie Ein- und Ausrei­

se nach China gestattet. Für Tätig­

keiten in China erhalten sie Beloh­

nungen und Vergütungen, ihr Recht 

auf geistiges Eigentum und Patente 

wird geschützt, und es stehen ihnen 

Agenturen für Personalwesen zur Ver­

fügung, die ihre Angelegenheiten in 

China erledigen. Sie können ihr ver­

steuertes Einkommen in ausländische 

Währungen umwechseln. Projekte mit 

Vermarktungschancen werden finanzi­

ell unterstützt. Eine Zusammenarbeit 

mit chinesischen Stellen ist ausdrück­

lich erwünscht und kann auf verschie­




